
 

Kreisblatt 
 

Amtsblatt des Kreises Lippe  
und seiner Städte und Gemeinden 
 
 

Nr. 25 – 27. Mai 2013 

 

Inhalt 
Kreis Lippe 

220 Bekanntmachung des Wahltages für die Wahl des Bürgermeisters der 
Gemeinde Schlangen in 2014 

221 Entwurf der Haushaltssatzung des Kreises Lippe für das Haushaltsjahr 
2013 

 
Stadt Bad Salzuflen 

222 Beschlüsse des Rates der Stadt Bad Salzuflen zur Auflösung des Teil-
standortes Schulzentrum Aspe der Städt. Hauptschule im Schulzent-
rum Lohfeld 

 
Stadt Barntrup 

223 Auflegung der Vorschlagsliste für die Wahl der Schöffinnen und Schöf-
fen für die Strafkammern des Landgerichts Detmold und für die ge-
meinsamen Schöffengerichte im Landgerichtsbezirk Detmold für die 
Geschäftsjahre 2014 – 2018 

 
Stadt Blomberg 

224 Änderung und Neufassung der Satzung des Abfallwirtschaftsverban-
des Lippe 

 
Stadt Detmold 

225 Aufstellung des Bebauungsplanes 23-10 „Rosenkamp“, 1. (beschleu-
nigte) Änderung; Ortsteil: Jerxen-Orbke 
Änderungsgebiet Gemarkung Jerxen-Orbke, Flur 1, Flurstücke 
1503 und 1502 z.T. 

226 Einladung zur 33. öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des Rates am 
Donnerstag, 06.06.2013, 17:00 Uhr, Stadthalle Detmold, Schlossplatz 
7, 32756 Detmold, großer Festsaal 

 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
227 Auflegung der Vorschlagsliste für die Wahl der Schöffinnen / Schöffen 

für die Jahre 2014 – 2018 
228 Änderung und Neufassung der Satzung des Abfallwirtschaftsverban-

des Lippe vom 30.11.2012 
229 Lärmaktionsplanung für Horn-Bad Meinberg; Öffentlichkeitsbeteiligung 
 
 

Stadt Lage 

230 Änderung und Neufassung der Satzung des Abfallwirtschaftsverban-
des Lippe vom 30.11.2012 

231 Aufstellung des Bebauungsplans G 6 E „SB-Warenhaus“ der Stadt 
Lage im beschleunigten Verfahren gem. § 13 a BauGB 
hier: Aufstellungsbeschluss und frühzeitige Beteiligung 

232 3. Änderung des Bebauungsplanes B 20 der Stadt Lage im Bereich 
südlich des Bahnhofes im beschleunigten Verfahren gem. § 13 a 
BauGB 
hier: a) Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses vom 24.02.2011  

b) Aufstellungsbeschluss  
c) Öffentliche Auslegung 

 
Alte Hansestadt Lemgo 

233 2. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Alten Hansestadt 
Lemgo 

234 Die 2. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung vom 15.04.2013 
235 Bauleitplanung der Stadt Lemgo 

hier: Genehmigung und Wirksamwerden der 30. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes „Kompostwerk“ 

 

Abfallwirtschaftsverband Lippe 

236 I. Haushaltssatzung des Abfallwirtschaftsverbandes Lippe für das 
Haushaltsjahr 2013 

 
Schulverband Barntrup-Dörentrup 

237 Haushaltssatzung für den Schulverband Barntrup-Dörentrup für das 
Haushaltsjahr 2013 

 

Sparkasse Paderborn-Detmold 

238 Kraftloserklärung von in Verlust geratenen Sparkassenbüchern 
239 Sitzung der Verbandsversammlung des Sparkassenzweckverbandes 

der Kreise Lippe und Paderborn und der Städte Barntrup, Detmold, 
Horn-Bad Meinberg, Lage, Marsberg und Paderborn 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



362 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 
 

 

Kreis Lippe 
 
220 Bekanntmachung des Wahltages für die Wahl 

des Bürgermeisters der Gemeinde Schlangen 
in 2014 

 
Als Wahltag für die Wahl der Bürgermeisterin/des Bürger-
meisters der Gemeinde Schlangen in 2014 wird gem. 
§ 65 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land NRW 
i.V.m. §§ 14 Abs. 1, 46 c Abs. 1 Kommunalwahlgesetzes 
NRW der 
 

09. März 2014 
 
festgelegt. 
 
Detmold, den 14. Mai 2013 
 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat als untere staatliche Verwaltungsbehörde 
In Vertretung 
Kemper 

Kr.Bl.Lippe 27.05.2013 
 
 
 
221 Entwurf der Haushaltssatzung des Kreises 

Lippe für das Haushaltsjahr 2013 
 
1. Haushaltssatzung des Kreises Lippe für das Haus-
haltsjahr 2013 
 
Aufgrund des § 53 der Kreisordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Bekanntmachung vom 14.07.1994; GV. 
NRW. S. 646) in der zurzeit gültigen Fassung in Verbin-
dung mit den §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Bekanntmachung vom 14.07.1994; 
GV. NRW. S. 666) in der zurzeit gültigen Fassung hat der 
Kreistag des Kreises Lippe mit Beschluss vom 18.03.2013 
folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2013, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben des Kreises voraussichtlich an-
fallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie 
eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlun-
gen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen ent-
hält, wird  
 
im Ergebnisplan mit  
 Gesamtbetrag der Erträge auf 371.426.041,- EUR 
 Gesamtbetrag der Aufwendungen 
auf 
 

 
375.863.487,- EUR 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
im Finanzplan mit  
 Gesamtbetrag der Einzahlungen 

aus laufender Verwaltungstätigkeit 
auf 

 
 
366.934.341,- EUR 

 Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus laufender Verwaltungstätigkeit 
auf 

 

 
 
366.869.605,- EUR 

 Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der Investitionstätigkeit und der 
Finanzierungstätigkeit auf 

 
 
35.471.510,- EUR 

 Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus der Investitionstätigkeit und der 
Finanzierungstätigkeit auf 

 
 
45.898.034,- EUR 

 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Inves-
titionen erforderlich ist, wird auf 18.562.110,- EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der 
zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird auf 28.851.000,- EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Die Verringerung der Ausgleichsrücklage zum Ausgleich 
des Ergebnisplans wird auf 4.437.446,- EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung 
in Anspruch genommen werden dürfen, 
wird auf  80.000.000,- EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 6 

 
a) Die Kreisumlage wird mit einem Hebesatz von 

43,324 % der Bemessungsgrundlagen nach dem Ge-
meindefinanzierungsgesetz festgesetzt. 

 
b) Von den Städten und Gemeinden, die kein eigenes 

Jugendamt unterhalten (kreisangehörige Städte und 
Gemeinden ohne die Städte Bad Salzuflen, Detmold, 
Lage und Lemgo), wird zur Deckung der durch die 
Aufgabe des Jugendamtes verursachten Aufwendun-
gen eine einheitliche, ausschließliche Belastung 
(Mehrbelastung zur Kreisumlage nach § 56 Abs. 5 KrO 
NRW) von 22,710 % der Bemessungsgrundlagen nach 
dem Gemeindefinanzierungsgesetz erhoben. 
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c) Von den Städten und Gemeinden, die Schüler in die 

Kreisgesamtschule in Lemgo entsenden, wird zur De-
ckung der durch die Kreisgesamtschule verursachten 
Aufwendungen im Haushaltsjahr 2013 eine aus-
schließliche Belastung (Mehrbelastung zur Kreisumla-
ge nach § 56 Abs. 4 KrO NRW) aufgrund der Schüler-
zahl nach dem Stand vom 15.10.2012 erhoben. Der 
Umlagesatz der durch die Entsendegemeinden gel-
tenden Umlagegrundlagen wird folgendermaßen fest-
gesetzt: 

 
Stadt / Gemeinde Umlagesatz  

 
Bad Salzuflen 0,11047 % 

Barntrup 0,99671 % 

Blomberg 0,19230 % 

Detmold 0,00486 % 

Dörentrup 3,09263 % 

Extertal 0,40033 % 

Kalletal 1,57236 % 

Lage 0,58991 % 

Lemgo 
Leopoldshöhe 

2,31617 
0,00972 

% 
% 

Oerlinghausen 0,01955 % 

Schieder-Schwalenberg 0,03626 % 

   
 
Die Umlagen sind in Monatsbeträgen jeweils zum 15. eines 
Monats fällig. Erfolgt die Wertstellung der Zahlung nicht am 
Fälligkeitstag, werden Verzugszinsen in Höhe von 5 % p.a. 
für die ausstehenden Beträge erhoben. 
 

§ 7 
Budgets 

 
Zur flexiblen Haushaltsführung werden die Erträge und 
Aufwendungen 
 

• innerhalb der einzelnen Fachbereiche,  
• innerhalb des Referats Landrat, Pressestelle, 
• innerhalb der Revision,  
• innerhalb der Polizeiverwaltung,  
• innerhalb des Bereiches Planen und Bauen, 
• innerhalb des Bürger- und Unternehmerservices, 

Wirtschaftsförderung und 
• innerhalb des Regiebetriebes Bevölkerungsschutz  
 

gem. § 21 Abs. 1 GemHVO mit Ausnahme 
 
• der Personal- und Versorgungsaufwendungen und  
• der bilanziellen Abschreibungen 

 
jeweils zu einem Budget verbunden. In dem Budget sind 
die Summe der Erträge und die Summe der Aufwendungen 
für die Haushaltsausführung verbindlich. Dies gilt entspre-
chend für Einzahlungen und Auszahlungen für Investitio-
nen. 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 8 

Genehmigung von Budgetverschlechterungen 
 
Hinweis:  Die Einteilung der Aufwendungen und Erträge 

in Gruppen ergibt sich aus der nachstehenden 
Anlage. 

 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen, die durch 
Mehrerträge innerhalb des Budgets gedeckt werden: 
 
 Zuständigkeit 
Über- und außerplanmäßige 
Aufwendungen der Gruppen 1 
bis 2 

Entscheidung durch die 
Leiter der in § 7 genann-
ten Budgets 

  
Über- und außerplanmäßige 
Aufwendungen der Gruppen 4 
und 5 

Genehmigung der  
Kämmerin/des Kämme-
rers 

 
Außerplanmäßige Aufwendungen, die durch Einspa-
rungen bei Aufwendungen innerhalb des Budgets ge-
deckt werden: 
 
 Zuständigkeit 
Außerplanmäßige 
Aufwendungen der Gruppen 
1 bis 2 

Entscheidung durch die 
Leiter der in § 7 genann-
ten Budgets 

  
Außerplanmäßige Aufwen-
dungen der Gruppen 4 und 5 

Genehmigung der  
Kämmerin/des Kämme-
rers 

 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen, die durch 
das Gesamtbudget gedeckt werden: 
 
  Zuständigkeit  
Über- und au-
ßerplanmäßi-
ge Aufwen-
dungen der 
Gruppen 1 bis 
2  

über 150.000 EUR  
im Einzelfall 

Genehmigung des 
Kreistages 

   
 bis einschl.  

150.000 EUR  
im Einzelfall 

Genehmigung der  
Kämmerin/des 
Kämmerers 

   
Über- und au-
ßerplanmäßi-
ge Aufwen-
dungen der 
Gruppen 4 
und 5  

über 30.000 EUR  
im Einzelfall 

Genehmigung des 
Kreistages 

   
 bis einschl.  

30.000 EUR  
im Einzelfall 

Genehmigung der  
Kämmerin/des 
Kämmerers 
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Budgetverschlechterungen im Bereich der Personal- 
und Versorgungsaufwendungen: 
 
  Zuständigkeit 
Budgetver-
schlechterun-
gen, die sich 
durch Über-
schreitung des 
Eckwertes der 
Personal- und 
Versorgungs-
aufwendungen 
ergeben 

über 150.000 EUR  Genehmigung des 
Kreistages 

   
 bis einschl.  

150.000 EUR  
Genehmigung der  
Kämmerin/des Käm-
merers 

   
Überschreitung 
der Personal- 
und Versor-
gungsaufwen-
dungen inner-
halb eines 
Budgets bei 
Einhaltung des 
Eckwertes  

 Genehmigung der  
Kämmerin/des Käm-
merers 

 
Entsprechend ist bei Budgetverschlechterungen im Fi-
nanzplan zu verfahren.  
 
Über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächti-
gungen: 
 
  Zuständigkeit 
Überplanmäßi-
ge Verpflich-
tungsermächti-
gungen 

bis einschl. 60.000 
EUR  

Entscheidung durch 
die 
Leiter der in § 7 ge-
nannten Budgets 

   
Überplanmäßi-
ge Verpflich-
tungsermächti-
gungen 

über 60.000 EUR  Genehmigung der  
Kämmerin/des 
Kämmerers 

   
Außerplanmä-
ßige Verpflich-
tungsermächti-
gungen  

bis einschl. 150.000  
EUR 

Genehmigung der  
Kämmerin/des 
Kämmerers 

   
Außerplanmä-
ßige Verpflich-
tungsermächti-
gungen 

über 150.000 EUR 
 

Genehmigung des 
Kreistages 

 
sofern der in der Haushaltssatzung festgesetzte Gesamt-
betrag der Verpflichtungsermächtigungen nicht überschrit-
ten wird.  
 

§ 9 
Stellenplan 

 
Rechtsfolge bei Stellen mit einem kw- bzw. ku-Vermerk: 
kw-Vermerk:  Die Stelle entfällt mit dem Ausschei-

den des/ der Stelleninhabers/ Stellen-
inhaberin. 

ku-Vermerk:  Die Stelle ist nach dem Ausscheiden 
des/ der Stelleninhabers/ Stelleninha-
berin umzuwandeln. 

 
 

 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung vom 

21.05.2013 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für 
das Haushaltsjahr 2013 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist ge-
mäß §§ 53, 56 KrO NW i.V.m. § 80 Abs. 5 GO NW der 
Bezirksregierung in Detmold mit Schreiben vom 
20.03.2013 angezeigt und zur Genehmigung der Umlage-
hebesätze vorgelegt worden. Das Verfahren wurde mit 
Verfügung vom 16.05.2013 abgeschlossen. 
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt zur Einsicht-
nahme ab dem 27.05.2013 im Kreishaus – Bürgerservice -
, Felix – Fechenbach - Str. 5, 32756 Detmold öffentlich 
aus und wird dort bis zum Ende der Auslegung des Jah-
resabschlusses 2013 zur Einsichtnahme bereitgehalten. 
 
Hinweis 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen i.V.m. der Kreisordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Landrat hat den Kreistagsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Kreis vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 21.05.2013 
 
In Vertretung 
Gez. 
 
 
Schäfer 
- Kämmerer - 
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Einteilung der Aufwendungen und Erträge in Gruppen 

 
Für die Einteilung der Aufwendungen gelten die fol-
genden Gruppen: 
 
 Gruppe 1 

Aufwendungen, die dem Grunde und der Höhe nach 
aufgrund von Rechtsvorschriften festgelegt sind  
Dispositionsrahmen: 0 % 

 
 Gruppe 2 

Aufwendungen, die aufgrund von Rechtsvorschrif-
ten dem Grunde und der Höhe nach festgelegt sind, 
jedoch geringfügig beeinflusst werden können  

 Dispositionsrahmen: 5 % 
 
 Gruppe 3 
 Personal- und Versorgungsaufwendungen 

Dispositionsrahmen: Stellenplan 
 
 Gruppe 4 

Aufwendungen, die aufgrund von Rechtsvorschrif-
ten grundsätzlich geleistet werden müssen, jedoch 
der Höhe nach variabel sind  

 Dispositionsrahmen: 50 % 
 
 Gruppe 5 
 Aufwendungen, zu deren Leistung keine detaillier-

ten Rechtsvorschriften bestehen  
 Dispositionsrahmen: 100 % 
 
Für die Einteilung der Erträge gelten die folgenden 
Gruppen: 
 
 Gruppe 1 
 Erträge, die aufgrund von Rechtsvorschriften festge-

legt sind und die gar nicht oder nur geringfügig be-
einflusst werden können  

 
 Gruppe 2 
 Erträge, die aufgrund von Rechtsvorschriften erho-

ben werden müssen, jedoch der Höhe nach variabel 
sind  

 
 Gruppe 3 
 Erträge, die in Zusammenhang mit Personalauf-

wendungen stehen 
 
 Gruppe 4 
 Erträge, zu deren Erhebung keine detaillierten 

Rechtsvorschriften bestehen bzw. die mit Aufwen-
dungen der Gruppe 5 korrespondieren  

 
Die vorstehende Einteilung der Aufwendungen und Erträge 
in Gruppen gilt entsprechend für die Einteilung der Auszah-
lungen und Einzahlungen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bestimmungen über Deckungsvermerke 

 
A. Gegenseitige Deckungsfähigkeit nach § 21 GemHVO 
 
Es werden alle Aufwendungen innerhalb eines Budgets für 
gegenseitig deckungsfähig erklärt. Ferner werden die Auf-
wendungen der allgemeinen Finanzierungsmittel für ge-
genseitig deckungsfähig erklärt. Die gegenseitige De-
ckungsfähigkeit gilt entsprechend bei Auszahlungen.  
 
Davon ausgenommen sind: 
 

• Aufwands- und Auszahlungskonten, die als begün-
stigtes Konto zu einem zweckgebundenen Ertrag 
und einer zweckgebundenen Einzahlung gehören, 

• die Verfügungsmittel des Landrates (Produkt 001 
001 001; Ergebniskonto 5491000, Finanzkonto 
7491000), 

• Abschreibungen und 
• die Personal- und Versorgungsaufwendungen. 

 
Die Personal- und Versorgungsaufwendungen und die Ab-
schreibungen sind innerhalb der unter § 7 der Haushalts-
satzung genannten Budgets gegenseitig deckungsfähig. 
Dieses gilt entsprechend für die jeweiligen Auszahlungen. 
 
B. Übertragbarkeit nach § 22 Abs. 1 GemHVO 
 
Alle Ermächtigungen für Aufwendungen und Auszahlungen 
werden für übertragbar erklärt. 
 
C. Zweckbindung von Erträgen und Einzahlungen 
nach § 22 Abs. 3 GemHVO 
 
Bei folgenden Konten werden die jeweiligen Erträge und 
Einzahlungen für zweckgebunden zu den entsprechenden 
Aufwendungen und Auszahlungen erklärt: 
 
Produkt 001 002 001: Gleichstellung 
 
Ergebnis-
konto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4482000 Kostener-
stattung 
von Ge-
meinden 

5429400 Sonstige Geschäftsauf-
wendungen 

4461000 Sonstige 
Verwal-
tungs- und 
Betriebser-
träge 

  

Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6482000 Kostener-
stattung 
von Ge-
meinden 

7429400 Sonstige Geschäftsaus-
zahlungen 

6461000 Sonstige 
Verwal-
tungs- und 
Betriebsein
triebsein-
zahlungen 
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Produkt 001 003 002: Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
 
Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6488000 Sonstige 
Erstattun-
gen/ Kreis-
blatt 

7429500 Mehrwertsteuer - Zahllast 

 
Produkt 001 003 006: Gebäudewirtschaft 
 
Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6461000 Stromver-
kauf aus 
Fotovolta-
ikanlage 

7429400 Mehrwertsteuer - Zahllast 

 
Produkt 001 004 001: Personalbetreuung 
 
Finanz-
konto 

Einzah-
lungen, 
soweit 
umsatz-
steuer-
pflichtig 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6482000 Erstattung 
von  
Gemeinden 

7429500 Mehrwertsteuer - Zahllast 

 
Produkt 001 004 005: Finanzmanagement 
 
Ergebnis-
konto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4488000 Erstattung 
Beiträge 
kommuna-
ler Scha-
densaus-
gleich 

5429520 Umlage kommunaler 
Schadensausgleich 

Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6488000 Erstattung 
Beiträge 
kommuna-
ler Scha-
densaus-
gleich 

7429520 Umlage kommunaler 
Schadensausgleich 

 
Produkt 001 008 002: Informationstechnik - IT 
 
Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6488010 Service-
pauschale 
PC 
(MWSt.) 

7429400 Mehrwertsteuer – Zahl-
last 
 

 
Produkt 002 005 003: Wahlen 
 
Ergebnis-
konto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4141000 Zuweisun-
gen Land  
- Land-
tagswahl - 

5312000 Zuweisungen an Ge-
meinden  
– Kosten Landtagswahl - 

  5291000 Kosten Landtagswahl 
Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6141000 Zuweisun-
gen Land  
- Land-
tagswahl - 

7312000 Zuweisungen an Ge-
meinden  
– Kosten Landtagswahl - 

  7291000 Kosten Landtagswahl 

 
Ergebnis-
konto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4141100 Zuweisun-
gen Land  
– Bundes-
tagswahl - 

5312100 Zuweisungen an Ge-
meinden  
– Kosten Bundestags-
wahl - 

  5291100 Kosten Bundestagswahl 
Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6141100 Zuweisun-
gen Land  
– Bundes-
tagswahl - 

7312100 Zuweisungen an Ge-
meinden  
– Kosten Bundestags-
wahl - 

  7291100 Kosten Bundestagswahl 
 
Ergebnis-
konto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4141200 Zuweisun-
gen Land  
– Europa-
wahl - 

5312200 Zuweisungen an Ge-
meinden  
– Kosten Europawahl - 

  5291200 Kosten Europawahl 
Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6141200 Zuweisun-
gen Land  
– Europa-
wahl - 

7312200 Zuweisungen an Ge-
meinden  
– Kosten Europawahl - 

  7291200 Kosten Europawahl 
 
Produkt 002 009 002: Katastrophenschutz 
 
Ergebnis-
konto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4481100 Erstattun-
gen vom 
Land (fach-
bezogene 
Kreispau-
schale) 

5429600 überörtliche und landes-
weite Hilfsmaßnahmen 

Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6481100 Erstattun-
gen vom 
Land (fach-
bezogene 
Kreispau-
schale) 

7429600 überörtliche und landes-
weite Hilfsmaßnahmen 

 
Ergebnis-
konto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4481400 Erstattun-
gen vom 
Land – Er-
trag aus 
Auflösung 
PRAP 

5255100 Unterhaltung Katastro-
phenschutzkomponenten 
Land 

 
Produkt 003 001 002: Schulamtsverwaltung 
 
Ergebnis-
konto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4148000 Zuschüsse 
Comenius-
Regio Part-
nerschaft 

5318000 Projektkosten Comenius-
Regio Partnerschaft 

Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6148000 Zuschüsse 
Comenius-
Regio Part-
nerschaft 

7318000 Projektkosten Comenius-
Regio Partnerschaft 
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Produkt 003 001 003: Bildung 
 
Ergebnis-
konto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4141100 Zuwei-
sung 
Land Bil-
dungs-
netzwerk 
Inklusion 

5318070 Projektkosten Bildungs-
netzwerk Inklusion 

Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkonto Auszahlungen 

6141100 Zuwei-
sung 
Land Bil-
dungs-
netzwerk 
Inklusion 

7318070 Projektkosten Bildungs-
netzwerk Inklusion 

 
Ergebnis-
konto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4480000 Bundes-
erstat-
tung Pro-
jekt „Ler-
nen vor 
Ort“ 

5318050 Projektaufwand „Lernen 
vor Ort“ 

  5011 – 5141
  

Anteiliger Personalauf-
wand 

Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkonto Auszahlungen 

6480000 Bundes-
erstat-
tung Pro-
jekt „Ler-
nen vor 
Ort“ 

7318050 Projektauszahlungen 
„Lernen vor Ort“ 

  7011 - 7141 Anteilige Personalaus-
zahlung 

 
Ergeb-
niskonto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4480100 Bunde-
serstat-
tung für 
das Pro-
jekt 
„Job-
starter“ 

5318060 Projektkosten „Job-
starter“ 

  5011 – 
5141 

Anteiliger Personal-
aufwand 

Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6480100 Bunde-
serstat-
tung für 
das Pro-
jekt 
„Job-
starter“ 

7318060 Projektkosten „Job-
starter“ 

  7011 - 7141 Anteilige Personalaus-
zahlung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Produkt 005 003 006: Förderung von sozialen Einrich-
tungen und Diensten 
 
Ergeb-
niskonto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4141000 Zuwei-
sungen 
Land für 
Sucht- 
u. Dro-
genbe-
ratung 

5318140 Weiterleitung Landes-
mittel Sucht- und Dro-
genberatung 

Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6141000 Zuwei-
sungen 
Land für 
Sucht- 
u. Dro-
genbe-
ratung 

7318140 Weiterleitung Landes-
mittel Sucht- und Dro-
genberatung 

Ergeb-
niskonto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4651000 Anteilige 
Gewinn-
winnaus
aus-
schüt-
tung 
Spar-
kasse 

5318130 Zuschuss Verein Al-
raune 
 

Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6651000 Anteilige 
Gewinn-
winnaus
aus-
schüt-
tung 
Spar-
kasse 

7318130 Zuschuss Verein Al-
raune 

 
Produkt 006 001 001: Tagesbetreuung 
 
Ergeb-
niskonto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4141110 Zuwei-
sungen 
Land - 
zusätzli-
che U3-
Pau-
schalen 

5318040 Betriebskostenzu-
schüsse – Weiterlei-
tung zusätzliche U3-
Pauschalen 

Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6141110 Zuwei-
sungen 
Land - 
zusätzli-
che U3-
Pau-
schalen 
 

7318040 Betriebskostenzu-
schüsse – Weiterlei-
tung zusätzliche U3-
Pauschalen 
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Ergeb-
niskonto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4141900 Zuwei-
sungen 
Land 
aus KP 
II (Auf-
lösung 
PRAP) 

5318110 Zuschüsse Kita-
Ausbau aus KP II (Auf-
lösung ARAP) 

 
Ergeb-
niskonto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4141910 Zuwei-
sungen 
Land 
aus U3-
Förde-
rung 
(Auflö-
sung 
PRAP) 

5318100 Zuschüsse Kita-
Ausbau aus U3-
Förderung (Auflösung 
ARAP) 

 
Produkt 006 002 001: Jugendarbeit 
 
Ergeb-
niskonto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4141200 Zuwei-
sung 
vom 
Land- 
Bundes-
kinder-
schutz-
gesetz 

5318140 Sachaufwand Bundes-
kinderschutzgesetz 

  5011 – 
5141 

Anteiliger Personal-
aufwand 

Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6141200 Zuwei-
sung 
vom 
Land- 
Bundes-
kinder-
schutz-
gesetz 

7318140 
 

Sachauszahlungen 
Bundeskinderschutz-
gesetz 

  7011 – 
7141 

Anteilige Personalaus-
zahlung 

 
Ergeb-
niskonto 

Einzah-
lungen 

Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4147000 
 

Zu-
schüsse 
Bil-
dungs- 
und 
Entwick-
lungs-
beglei-
tung 
(Stiftung 
Stand-
ortsiche-
rung) 

5318130 Projekt Bildungs- und 
Entwicklungsbegleite-
rInnen 

  5011 – 
5141 

Anteiliger Personal-
aufwand 

 

 
Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6147000 Zu-
schüsse 
Bil-
dungs- 
und 
Entwick-
lungs-
beglei-
tung 
(Stiftung 
Stand-
ortsiche 
rung) 

7318130 Projekt Bildungs- und 
Entwicklungsbegleite-
rInnen 
 

  7011 – 
7141 

Anteilige Personalaus-
zahlung 

Produkt 006 002 002: Jugendschutz 
 
Ergeb-
niskonto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4461000 Teilneh-
neh-
merent-
gelte  
Deeska-
lations-
projekt 

5431700 Projekt Deeskalations-
trainerIn 
 

Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6461000 Teilneh-
neh-
merent-
gelte  
Deeska-
lations-
projekt 

7431700 Projekt Deeskalations-
trainerIn 

 
Produkt 006 004 001: Projekte in der Kinder- und Ju-
gendarbeit 
 
Ergeb-
niskonto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4141000 Zuwei-
sungen 
vom 
Land-
Kom-
munales 
Integra-
tions-
zentrum 

5318040 Projekt Kommunales 
Integrationszentrum 

  5011 – 
5141 

Anteiliger Personal-
aufwand 

Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6141000 
 

Zuwei-
sungen 
vom 
Land- 
Kom-
munales 
Integra-
tions-
zentrum 

7318040 Projekt Kommunales 
Integrationszentrum 

  7011 – 
7141 

Anteilige Personalaus-
zahlung 
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Produkt 009 002 001: Auftragsvermessungen 
 
Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6311100 Verwal-
tungs-
gebüh-
ren mit 
16% 
Mehr-
wert-
steuer 

7429400 Mehrwertsteuer - Zahl-
last 

6311200 Verwal-
tungs-
gebüh-
ren mit 
19% 
Mehr-
wert-
steuer 

  

 
Produkt 009 002 006: Benutzung des Liegenschaftska-
tasters 
 
Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6311200 Verwal-
tungs-
gebüh-
ren mit 
7% 
Mehr-
wert-
steuer 

7429400 Mehrwertsteuer – 
Zahllast 

6311300 Verwal-
tungs-
gebüh-
ren mit 
19% 
Mehr-
wert-
steuer 

  

 
Produkt 009 002 008: Wertgutachten, Wertauskünfte 
und Stellungnahmen 
 
Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6311200 Verwal-
tungs-
gebüh-
ren mit 
19% 
Mehr-
wert-
steuer 

7429400 Mehrwertsteuer - Zahl-
last 

 
Produkt 011 001 001: Sicherstellung der Abfallentsor-
gung 
 
Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6483000 Perso-
nal- und 
Sach-
kosten-
erstat-
tung 

7429500 Mehrwertsteuer - Zahl-
last 

 
Produkt 013 001 002: Landschaftspflege 
 
Ergeb-
niskonto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4148090 Aus-
gleichs- 
und Er-
satzgel-
der Drit-
ter für 
kon-
sumtive 
Zwecke 

5291090 Maßnahmen in 
Schutzgebieten aus 
Ausgleichs- und Er-
satzgeldern 

Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6148090 Aus-
gleichs- 
und Er-
satzgel-
der Drit-
ter für 
kon-
sumtive 
Zwecke 

7291090 Maßnahmen in 
Schutzgebieten aus 
Ausgleichs- und Er-
satzgeldern 

Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6421000 Holzver-
kauf u. 
sonst. 
Ein-
nahmen 

7429600 Mehrwertsteuer – 
Zahllast 

 
Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6818090 Aus-
gleichs- 
und Er-
satzgel-
der Drit-
ter für 
investive 
Zwecke 

7821090 Grunderwerb aus 
Ausgleichs- und Er-
satzgeldern 

  7891090 
 
 

Umsetzungsmaßnah-
men in Landschafts-
plänen aus Ersatzgel-
dern 

 
Produkt 015 001 001: Wirtschafts- und Strukturförde-
rung 
 
Ergeb-
niskonto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4141100 Zuwei-
sungen 
vom 
Land für 
das Pro-
jekt  
„Dünen-
Leben“ 

5318110 Projekt „DünenLeben“ 

4148100 Sponso-
rengel-
der Pro-
jekt 
„Dünen-
Leben“ 
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Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6141100 Zuwei-
sungen 
vom 
Land für 
das Pro-
jekt  
„Dünen-
Leben“ 

7318110 Projekt „DünenLeben“ 

6148100 Sponso-
rengel-
der Pro-
jekt 
„Dünen-
Leben“ 

  

 
Ergeb-
niskonto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4141200 Zuwei-
sungen 
vom 
Land für 
das Pro-
jekt  
„Zu_hör
en“ 

5318120 Projekt „Zu_hören“ 

 
4148200 Sponso-

rengel-
der Pro-
jekt 
„Zu_hör
en“ 

5318060 Weiterleitung Förder-
mittel HS für Musik 
„Zu_hören“ 

Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6141200 
 
 

Zuwei-
sungen 
vom 
Land für 
das Pro-
jekt  
„Zu_hör
en“ 

7318120 Projekt „Zu_hören“ 

6148200 Sponso-
rengel-
der Pro-
jekt 
„Zu_hör
en“ 

7318060 Weiterleitung Förder-
mittel HS für Musik 
„Zu_hören“ 

*) Die Erträge auf den beiden vorstehenden Konten sind 
insgesamt zweckgebunden für die Projektaufwendungen 
(Projektmittel und Weiterleitung) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Ergeb-
niskonto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4141300 Zuwei-
sungen 
vom 
Land für 
das Pro-
jekt 
„Elektris
ch be-
wegt“ 

5318130 Projekt „Elektrisch be-
wegt“ 

4148300 Sponso-
rengel-
der Pro-
jekt 
„Elektris
ch be-
wegt“ 

5318070 Weiterleitung Förder-
mittel an HS OWL 
„Elektrisch bewegt“ 

Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6141300 Zuwei-
sungen 
vom 
Land für 
das Pro-
jekt 
„Elektris
ch be-
wegt“ 

7318130 Projekt „Elektrisch be-
wegt“ 

6148300 Sponso-
rengel-
der Pro-
jekt 
„Elektris
ch be-
wegt“ 

7318070 Weiterleitung Förder-
mittel an HS OWL 
„Elektrisch bewegt“ 

*) Die Einzahlungen auf den beiden vorstehenden Konten 
sind insgesamt zweckgebunden für die Projektauszahlun-
gen (Projektmittel und Weiterleitung) 
 
Ergeb-
niskonto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4141400 Zuwei-
sungen 
vom 
Land für 
das Pro-
jekt 
„Elektris
chMobil“ 

5318150 Projekt „ElektrischMo-
bil“ 

Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6141400 Zuwei-
sungen 
vom 
Land für 
das Pro-
jekt 
„Elektris
chMobil“ 

7318150 Projekt „ElektrischMo-
bil“ 
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Ergeb-
niskonto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4140000 Zuwei-
sung 
Bund - 
Leucht-
turmpro-
jekt 
„Wirt-
schafts-
verkeh-
re“ 

5318160 Leuchtturmprojekt 
„Wirtschaftsverkehre“ 
 

Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6140000 Zuwei-
sung 
Bund - 
Leucht-
turmpro-
jekt 
„Wirt-
schafts-
verkeh-
re“ 

7318160 Leuchtturmprojekt 
„Wirtschaftsverkehre“ 

Ergeb-
niskonto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4140100 Zuwei-
sung 
Bund - 
Leucht-
turmpro-
jekt 
Elekt-
romobile 

5318170 Leuchtturmprojekt 
„Elektromobile“ 

Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6140100 Zuwei-
sung 
Bund - 
Leucht-
turmpro-
jekt 
Elekt-
romobile 

7318170 Leuchtturmprojekt 
„Elektromobile“ 

 
Ergeb-
niskonto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4140200 EU-
Förde-
rung Eu-
ropabü-
ro direkt 

5318180 Projektmittel Europab-
üro  
direkt 

Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6140200 EU-
Förde-
rung Eu-
ropabü-
ro direkt 

7318180 Projektmittel Europab-
üro  
direkt 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Ergeb-
niskonto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4461200 Be-
triebser-
träge 
Veran-
stal-
tungsma
manage
nage-
ment 

5318300 Projektmittel Veran-
staltungsmanagement 

Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6461200 Be-
triebser-
träge 
Veran-
stal-
tungsma
manage
nage-
ment 

7318300 Projektmittel Veran-
staltungsmanagement 

 
Ergeb-
niskonto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4141900 Zuwei-
sungen 
Breit-
band-
versor-
gung KP 
II 
(PRAP) 

5318090 Weiterleitung Zu-
schüsse aus KP II 
(ARAP) 

 
Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6811001 
I 
9411000
1 

Investi-
tionszu-
wen-
dung 
Land – 
EFRE-
Projekt  
„Dünen-
Leben“ 

7831001 
I 94110001 

Vermögensgegen-
stände EFRE-Projekt 
„DünenLeben“ 
 

Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6811001 
I 
9411000
2 

Investi-
tionszu-
wen-
dung 
Land – 
EFRE-
Projekt 
„Zu_hör
en“ 

7831001 
I 94110002 

Vermögensgegen-
stände EFRE-Projekt 
„Zu_hören“ 

Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6811001 
I 
9411000
3 

Investi-
tionszu-
wen-
dung 
Land - 
EFRE-
Projekt  
„Elektris
ch be-
wegt“ 

7831001 
I 94110003 

Vermögensgegen-
stände EFRE-Projekt 
„Elektrisch bewegt“ 
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Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6811001 
I.941300
01 

Investi-
tionszu-
wen-
dung - 
EMobil 

7831001 
I.94130001 

Vermögensgegen-
stände –  
EMobil 

Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6811001 
I.941300
02 

Investi-
tionszu-
wen-
dung 
Bund – 
Leucht-
turmpro-
jekt Wirt-
Wirt-
schafts-
verkehre 

7831001 
I.94130002 

Vermögensgegen-
stände Leuchtturmpro-
jekt Wirtschaftsverkeh-
re 

 
Produkt 015 001 002: Beteiligungen 
 
Ergeb-
niskonto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4141900 Zuwei-
sungen 
Land 
aus KP 
II (Auf-
lösung 
PRAP) 

5317300 Dachgeschossausbau 
GPZ aus KP II (Auflö-
sung ARAP) 

 
Ergeb-
niskonto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4141000 Pau-
schal-
zuwei-
sung 
Land 
ÖPNV 

5315400 Weiterleitung Pau-
schalzuweisung Land 
ÖPNV 

Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6141000 Pau-
schal-
zuwei-
sung 
Land 
ÖPNV 

7315400 Weiterleitung Pau-
schalzuweisung Land 
ÖPNV 

 
Ergeb-
niskonto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4141100 Zuwei-
sung 
Ausbil-
dungs-
verkehrs
kehrs-
pau-
schale 

5315300 Weiterleitung Ausbil-
dungsverkehrspau-
schale 

 
 
 
 
 
 
 

 
Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6141100 Zuwei-
sung 
Ausbil-
dungs-
verkehrs
kehrs-
pau-
schale 

7315300 Weiterleitung Ausbil-
dungsverkehrspau-
schale 

 
Ergeb-
niskonto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4141200 Zuwei-
sung 
Land - 
Förde-
rung des 
Sozialti-
ckets 

5315020 Weiterleitung Landes-
mittel Sozialticket 

Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6141200 Zuwei-
sung 
Land - 
Förde-
rung des 
Sozialti-
ckets 

7315020 Weiterleitung Landes-
mittel Sozialticket 

 
Ergeb-
niskonto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4141300 Zuwei-
sung 
Land – 
Stadt- 
und 
Schüler-
verkehr 

5315500 Weiterleitung Landes-
mittel Stadt- und Schü-
lerverkehr 

Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto
 

   

6141300 Zuwei-
sung 
Land – 
Stadt- 
und 
Schüler-
verkehr 

7315500 Weiterleitung Landes-
mittel Stadt- und Schü-
lerverkehr 

 
Produkt 015 001 003: Zuführungen an die Eigenbetrie-
be 
 
Ergeb-
niskonto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4141900 Zuwei-
sungen 
Land 
aus KP 
II (Auf-
lösung 
PRAP) 

5315300 Weiterleitung KP II an 
Eigenbetriebe (Auflö-
sung ARAP) 
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Produkt 015 001 004: Wilbaser Markt 
 
Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6411000 Stand-
mieten 
Wilbaser 
Markt 

7429400 Mehrwertsteuer – 
Zahllast 

 
Produkt 016 001 002: Sonstige allgemeine Finanzwirt-
schaft 
 
Ergeb-
niskonto 

Erträge Ergebnis-
konto 

Aufwendungen 

4141900 Zuwei-
sungen 
Land 
aus KP 
II (Auf-
lösung 
PRAP) 

5317100 Zuschuss Turnhalle 
Topehlenschule aus 
KP II (Auflösung 
ARAP) 

 
Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6926400 Umschul
schul-
dung 
von 
Krediten 
öffentli-
cher Be-
reich 

7926400 Umschuldung von 
Krediten öffentlicher 
Bereich 

 
Finanz-
konto 

Einzah-
lungen 

Finanzkon-
to 

Auszahlungen 

6927400 Umschul
schul-
dung 
von 
Krediten 
Kreditin-
stitute 

7927400 Umschuldung von 
Krediten Kreditinstitute 

 
Die vorstehenden Konten sind damit von der gegenseitigen 
Deckungsfähigkeit ausgenommen.  
 

Kr.Bl.Lippe 27.05.2013 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
222 Beschlüsse des Rates der Stadt Bad Salzuflen 

zur Auflösung des Teilstandortes Schulzent-
rum Aspe der Städt. Hauptschule im Schul-
zentrum Lohfeld 

 
Der Rat der Stadt Bad Salzuflen hat in seiner Sitzung vom 
20.03.2013 beschlossen: 
 
1. „Der Teilstandort Schulzentrum Aspe der Städt. Haupt-
schule im Schulzentrum Lohfeld wird gemäß § 81 Abs. 2 
Schulgesetz NRW zum Ende des Schuljahres 2012/13 
(31.07.2013) vorzeitig endgültig aufgelöst. Die verbleiben-
den Schülerinnen und Schüler setzen ihre Schullaufbahn 
am Standort Schulzentrum Lohfeld, Wasserfuhr 25 e, 
32108 Bad Salzuflen, fort.“  
 
Die dazu vorliegende Drucksache 26/2013, die Protokolle 
über die Beratungen und Beschlüsse des Ausschusses für 
Bildung und Kultur am 28.02.2013 sowie am 13.03.2013, 
des Hauptausschusses am 13.03.2013 und des Rates am 
20.03.2013 können unter www.bad-salzuflen.de oder zu 
den Öffnungszeiten des Rathauses, 5. OG, Zimmer 5. 19, 
Rudolph-Brandes-Allee 19, 32105 Bad Salzuflen, eingese-
hen werden.  
 
Die Bezirksregierung Detmold hat dazu am 03.05.2013 fol-
gende Genehmigung erteilt: 
 
Ratsbeschluss vom 20.03.2013 über die Auflösung des 
Teilstandortes Aspe der städtischen Hauptschule im 
Schulzentrum Lohfeld zum 31.07.2013 
 
Genehmigungsantrag vom 21.03.2013 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister Herr Dr. Honsdorf, 
 
gemäß § 81 Abs. 3 des Schulgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Schulgesetz NRW – SchulG) vom 
15.02.2005 (GV.NRW.S. 102), in der zurzeit gültigen Fas-
sung, erteile ich hiermit die Genehmigung zum Beschluss 
des Rates der Stadt Bad Salzuflen vom 20.03.2013 über 
die endgültige Auflösung des Teilstandortes Aspe der städ-
tischen Hauptschule im Schulzentrum Lohfeld mit Ablauf 
des 31.07.2013. 
 
Die Schülerinnen und Schüler des aufgelösten Schulstand-
orts „Aspe“ werden ab dem 01.08.2013 am verbliebenen 
Schulstandort im Schulzentrum Lohfeld „Wasserfuhr 25 e, 
32108 Bad Salzuflen“ beschult. 
 
Der Landesbetrieb IT NRW erhält eine Durchschrift zur 
Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Rechtsmittelbelehrung 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Zustellung Klage erhoben werden. Die Klage ist beim Ver-
waltungsgericht Minden, Königswall 8, 32423 Minden, 
schriftlich oder zur Niederschrift der Urkundsbeamtin bzw. 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. Wird 
die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr zwei Abschriften 
beigefügt werden. 
 
Die Schriftform kann durch die elektronische Form ersetzt 
werden. In diesem Fall ist das elektronische Dokument mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Sig-
naturgesetz zu versehen. 
 
Falls die Klagefrist durch das Verschulden einer von Ihnen 
bevollmächtigten Person versäumt werden sollte, so würde 
deren Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
Volker Friese 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen den Beschluss des Rates vom 20.03.2013 kann in-
nerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben 
werden: Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Minden, 
Königswall 8, 32423 Minden (Postanschrift: Postfach 32 
40, 32423 Minden), schriftlich einzulegen oder mündlich 
zur Niederschrift der Urkundsbeamtin bzw. des Urkunds-
beamten der Geschäftsstelle zu erklären. 
Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr zwei Ab-
schriften beigefügt werden. 
Die Schriftform kann durch die elektronische Form nach 
Maßgabe der Verordnung über den elektronischen Rechts-
verkehr bei den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten 
im Land Nordrhein-Westfalen – ERVVO VG/FG vom 
23.11.2005 (GV.NRW S. 926) ersetzt werden. 
Falls die Frist durch das Verschulden einer von Ihnen be-
vollmächtigten Person versäumt werden sollte, so würde 
deren Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Bad Salzuflen, den 14.05.2013 
 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 27.05.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 375 
 

 

 

Stadt Barntrup 
 
223 Auflegung der Vorschlagsliste für die Wahl der 

Schöffinnen und Schöffen für die Strafkam-
mern des Landgerichts Detmold und für die 
gemeinsamen Schöffengerichte im Landge-
richtsbezirk Detmold für die Geschäftsjahre 
2014 – 2018 

 
Der Rat der Stadt Barntrup hat in seiner Sitzung am 
30.04.2013 die Vorschlagsliste für die Wahl der Schöffin-
nen und Schöffen für die Strafkammern des Landgerichts 
Detmold und für die gemeinsamen Schöffengerichte im 
Landgerichtsbezirk Detmold für die Geschäftsjahre 2014 – 
2018 gem. §§ 36 Abs. 3 und 77 Abs. 1 des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes (GVG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 9. Mai 1975 – BGBl. I S. 1077 in der zurzeit gül-
tigen Fassung aufgestellt.  
 
Die Vorschlagsliste liegt in der Zeit vom 27. Mai 2013 bis 
einschl. 03. Juni 2013  
 
im Rathaus der Stadt Barntrup, Zimmer 9, Mittelstr. 38, 

32683 Barntrup 
 
während der Dienststunden zu jedermanns Einsichtnahme 
öffentlich aus.  
 
Gegen die Vorschlagsliste kann gem. § 37 GVG innerhalb 
einer Woche, gerechnet vom Ende der Auflegungsfrist, 
schriftlich oder zu Protokoll mit der Begründung Einspruch 
erhoben werden, dass in die Vorschlagsliste Personen auf-
genommen sind, die nach § 32 GVG nicht aufgenommen 
werden durften oder nach §§ 33 und 34 GVG nicht aufge-
nommen werden sollten. 
 
Der Einspruch ist schriftlich oder durch mündliche Erklä-
rung zur Niederschrift im Rathaus Zimmer 9, Mittelstr. 38, 
32683 Barntrup, einzulegen.  
 
Barntrup, den 17. Mai 2013 
 
Stadt Barntrup 
Der Bürgermeister  
 
 
Dahle 

Kr.Bl.Lippe 27.05.2013 
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Stadt Blomberg 
 
224 Änderung und Neufassung der Satzung des 

Abfallwirtschaftsverbandes Lippe 
 
Die Änderung und Neufassung der Satzung des Abfallwirt-
schaftsverbandes Lippe vom 30.11.2012 ist nach Ab-
schluss des Anzeigeverfahrens von der Aufsichtsbehörde 
am 25.03.2013 im Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
Detmold veröffentlicht worden. 
 
Auf diese Veröffentlichung weise ich hiermit als Mitglied 
des Verbandes gem. § 11 Abs. 1 des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit hin. 
 
Blomberg, den 16.05.2013 
 
Stadt Blomberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Geise 

Kr.Bl.Lippe 27.05.2013 
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Stadt Detmold 
 
225 Aufstellung des Bebauungsplanes 23-10 „Ro-

senkamp“, 1. (beschleunigte) Änderung; Orts-
teil: Jerxen-Orbke 
Änderungsgebiet Gemarkung Jerxen-
Orbke, Flur 1, Flurstücke 1503 und 1502 z.T. 

 
Es wird hiermit gem. § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 12.09.2012 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen die Einleitung des o. g. Bebauungsplanver-
fahrens mit folgendem Wortlaut beschlossen hat (Aufstel-
lungsbeschluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt  
 
I.  gem. § 2 (1) BauGB die Aufstellung des  
 

Bebauungsplanes  23-10 „Rosenkamp“,  
1. (beschleunigte) Änderung 

Ortsteil: Jerxen-Orbke 
Änderungsgebiet Gemarkung Jerxen-Orbke, 

Flur 1, Flurstücke 1503 und 
1502 z.T. 

II. das beschleunigte Verfahren gem. § 13a (1) BauGB 
ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 (4) 
BauGB und ohne frühzeitige Unterrichtung und Erörte-
rung nach § 3(1) i. V. mit § 4(1) BauGB anzuwenden 

 
III. den o. g. Bebauungsplan ohne weiteren Entwurfsbe-

schluss offen zu legen. 
 
Lage und Umfang des betroffenen Bereiches sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. Für die genaue Abgrenzung des betroffenen 
Gebietes ist die Grenzeintragung im Flurkartenauszug ver-
bindlich. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 12.09.2012 über die Aufstellung des  
 
Bebauungsplanes  23-10 „Rosenkamp“,  

1. (beschleunigte) Änderung 
Ortsteil: Jerxen-Orbke 
Änderungsgebiet Gemarkung Jerxen-Orbke, Flur 1, 

Flurstücke 1503 und 1502 z.T. 
 
wird hiermit gemäß § 2(1) Baugesetzbuch (BauGB) öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
Detmold, 13.05.2013 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 27.05.2013 
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226 Einladung zur 33. öffentlichen/nicht öffentli-

chen Sitzung des Rates am Donnerstag, 
06.06.2013, 17:00 Uhr, Stadthalle Detmold, 
Schlossplatz 7, 32756 Detmold, großer Fests-
aal 

 
Tagesordnung 

 
A. ÖFFENTLICHE SITZUNG 
  
1 Eingaben von Bürgerinnen und Bürgern, Vorschläge 

und Anfragen der Politik, Informationen der Verwal-
tung 

  
1.1 Schreiben von Herrn Rudolf Krome v. 15.04.2013; 

eingegangen am 08.05.2013  
Bürgereingabe zu "Straßenschäden durch schwere 
Be- und Entsorgungsfahrzeuge"  
-Schreiben und Anlagen sind der Einladung beige-
fügt 

  
1.2 Schreiben der Bürgerinitiative „Änderung des B-

Planes 18-03“ v. 10.01.2013, eingegangen am 
22.05.2013 
Antrag auf Änderung des Bebauungsplanes 18-03 
„Theodor-Heuss-Str./Neue Wiese“ 
-Schreiben und Anlagen sind der Einladung beige-
fügt 

  
2 Genehmigung der Niederschrift über die 32. öffentli-

che Sitzung vom 25.04.2013 
  
3 Umbesetzung von Ausschüssen und anderen Gre-

mien 
  
3.1 Umbesetzung von Mitgliedern im Jugendhilfeaus-

schuss 
Vorlage: Fb 2/171/2013 
- Vorlage wurde bereits mit Ratspost v. 17.05.2013 
versendet 

  
4 Bebauungsplan 23-10 "Rosenkamp", 1. (beschleu-

nigte) Änderung 
Ortsteil: Jerxen-Orbke 
Satzungsbeschluss 
Vorlage: Fb 6/163/2013 

  
5 I. Quartal 2013 

- über- und außerplanmäßige Aufwendungen / Aus-
zahlungen 
- Inanspruchnahme von Kassenkrediten 
- über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermäch-
tigungen 
Vorlage: Fb 1/120/2013 
- Vorlage wurde bereits mit Ratspost v. 19.04.2013 
versendet 

  
6 Informationsmemorandum zum geplanten Erwerb 

der Aktien der E.ON Westfalen Weser AG durch 
Kommunen und kommunale Unternehmen 
Vorlage: VV/152/2013 
-Vorlage wurde bereits mit Ratspost v. 03.05.2013 
versendet 

  
7 Verschiedenes 
 
 
 

 
B. NICHT ÖFFENTLICHE SITZUNG 
  
1 Eingaben von Bürgerinnen und Bürgern, Vorschläge 

und Anfragen der Politik, Informationen der Verwal-
tung 

  
2 Genehmigung der Niederschrift über die 32.  nicht 

öffentliche Sitzung vom 25.04.2013 
  
3 Kommunale Beteiligung an der E.ON Westfalen We-

ser AG (kurz EWA) 
Vorlage: VV/153/2013  
Vorlage: VV/176/2013 (Beratung) 
-Vorlagen wurden bereits mit Ratspost vom 
03.05.2013 und 17.05.2013 versendet 

  
4 Vorschlagsliste für die Wahl der Schöffinnen und 

Schöffen für die Strafkammern des Landgerichts 
Detmold und für die gemeinsamen Schöffengerichte 
im Landgerichtsbezirk Detmold für die Geschäftsjah-
re 2014 bis 2018 
Vorlage: Fb 3/125/2013 
 
 

  
5 Erhöhung der Beteiligung der Stadtverkehr Detmold 

(SVD) GmbH an der OWL Verkehr GmbH, Bielefeld 
Vorlage: VV/168/2013 
- Vorlage wurde bereits mit Ratspost v. 17.05.2013 
versendet 

  
6 Verschiedenes 
  
A. ÖFFENTLICHE SITZUNG 
  
8 Kommunale Beteiligung an der E.ON Westfalen We-

ser AG (kurz EWA) 
Vorlage: VV/176/2013 (Beschluss) 

 
 
Rainer Heller 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 27.05.2013 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
227 Auflegung der Vorschlagsliste für die Wahl der 

Schöffinnen / Schöffen für die Jahre 2014 – 
2018 

 
Öffentliche Bekanntmachung 

 
Die vom Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg gemäß des Ge-
richtsverfassungsgesetzes (GVG) aufgestellte Vor-
schlagsliste für die Wahl der Schöffinnen/ Schöffen für die 
Jahre 2014 – 2018 liegt in der Zeit vom 
 

10.06.2013 bis 14.06.2013 
 
im Rathaus Horn, Marktplatz 4, Zimmer 16, während der 
Dienststunden zu jedermanns Einsichtnahme öffentlich auf. 
 
Gegen die Vorschlagsliste kann gemäß § 37 GVG inner-
halb einer Woche, gerechnet vom Ende der Auflegungs-
frist, Einspruch mit der Begründung erhoben werden, dass 
in die Vorschlagsliste Personen aufgenommen worden 
sind, die nach § 32 GVG nicht aufgenommen werden durf-
ten oder nach den §§ 33 und 34 GVG nicht aufgenommen 
werden sollten. Der Einspruch ist schriftlich oder durch 
mündliche Erklärung zur Niederschrift einzulegen. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 02.05.2013 
 
 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 27.05.2013 
 
 
 
228 Änderung und Neufassung der Satzung des 

Abfallwirtschaftsverbandes Lippe vom 
30.11.2012 

 
Die Änderung und Neufassung der Satzung des Abfallwirt-
schaftsverbandes Lippe vom 30.11.2012 ist nach Ab-
schluss des Anzeigeverfahrens von der Aufsichtsbehörde 
am 25.03.2013 im Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
Detmold veröffentlicht worden. 
 
Auf diese Veröffentlichung weise ich hiermit als Mitglied 
des Verbandes gem. § 11 Abs. 1 des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit hin. 
 
Horn- Bad Meinberg, den 07.05.2013 
 
Stadt Horn- Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Block 

Kr.Bl.Lippe 27.05.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
229 Lärmaktionsplanung für Horn-Bad Meinberg; 

Öffentlichkeitsbeteiligung 
 
Die Stadt Horn-Bad Meinberg ist gem. §§ 47d, 47e Bun-
desimmissionsschutzgesetz (BImSchG) verpflichtet, Lärm-
aktionspläne für Orte an Hauptverkehrsstraßen mit einem 
Verkehrsaufkommen von über drei Millionen Kraftfahrzeu-
gen pro Jahr aufzustellen. 
 
Dies betrifft in Horn-Bad Meinberg 
 
• die Bundesstraße 1 zwischen der Stadtgrenze zur 

Gemeinde Schlangen im Westen und der Ausfahrt Bel-
lenberger Straße / Bergheimer Straße (Landesstraße 
616) im Osten, Gesamtlänge ca. 6.200 m, 

• die Bundesstraße 239 „Detmolder Straße“ zwischen 
der Stadtgrenze zu Detmold im Westen und der Ein-
mündung Landesstraße 954 „Nordstraße“ im Osten, 
Gesamtlänge ca. 900 m, 

• die Bundesstraße 239 „Hamelner Straße“ in der Orts-
lage Bad Meinberg zwischen dem Kreisverkehr (Det-
molder Straße, Bahnhofstraße, Allee) im Westen und 
der Kreuzung mit der Pyrmonter Straße im Osten, Ge-
samtlänge ca. 1.100 m und 

• die Bundesstraße 239/252 „Ostwestfalenstraße“ 
vom Bundesstraßenkreuz mit der Bundesstraße 239 an 
der Zu-/Abfahrt Wöbbel/Steinheim im Norden bis zur 
Stadtgrenze nach Steinheim im Süden, Gesamtlänge 
ca. 1.000 m. 

 
Grundlage für die Lärmaktionsplanung in Horn-Bad Mein-
berg sind die Lärmkarten und eine Betroffenenstatistik, die 
das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz 
(LANUV) erstellt hat. Diese Unterlagen liegen zur 
 

Öffentlichkeitsbeteiligung 
vom 03.06.2013 bis 05.07.2013 

 
während der Öffnungszeiten im Verwaltungsgebäude der 
Stadt Horn-Bad Meinberg, Marktplatz 2 beim Fachbereich 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften 
(2. Obergeschoss, Flur) öffentlich aus. 
 
Während der Öffentlichkeitsbeteiligung können Anregun-
gen und Vorschläge zur Lärmminderung vorgebracht wer-
den. 
 
Die Lärmkarten und die Betroffenenstatistik können auch 
im Internet unter www.horn-badmeinberg.de eingesehen 
werden. 
 
Allgemeine Informationen zur Lärmaktionsplanung finden 
sich auf der zu diesem Thema eingerichteten Internetseite 
des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz NRW (MKULNV NRW) und 
des Landesamts für Natur, Umwelt- und Verbraucherschutz 
NRW (LANUV NRW) unter www.umgebungslaerm.nrw.de. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 03.05.2013 
 
 
gez. 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 27.05.2013 
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Stadt Lage 
 
230 Änderung und Neufassung der Satzung des 

Abfallwirtschaftsverbandes Lippe vom 
30.11.2012 

 
Die Änderung und Neufassung der Satzung des Abfallwirt-
schaftsverbandes Lippe vom 30.11.2012 ist nach Ab-
schluss des Anzeigeverfahrens von der Aufsichtsbehörde 
am 25.03.2013 im Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
Detmold veröffentlicht worden. 
 
Auf diese Veröffentlichung weise ich hiermit als Mitglied 
des Verbandes gem. § 11 Abs. 1 des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit hin. 
 
Lage, den 8. Mai 2013 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
i. V. 
 
 
gez. Paulussen 
1. Beigeordneter 

Kr.Bl.Lippe 27.05.2013 
 
 
 
231 Aufstellung des Bebauungsplans G 6 E „SB-

Warenhaus“ der Stadt Lage im beschleunigten 
Verfahren gem. § 13 a BauGB 
hier: Aufstellungsbeschluss und frühzeitige 
Beteiligung 

 
Räumlicher Geltungsbereich: siehe Planausschnitt 
 
Gemäß § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) hat der 
Rat der Stadt Lage in seiner Sitzung am 7. Mai 2013 die 
Aufstellung des Bebauungsplans G 6 E „SB-Warenhaus“ 
der Stadt Lage als beschleunigtes Verfahren gem. 
§ 13 a BauGB beschlossen.  
 
Der Beschluss hat folgenden Wortlaut: 
 
„Die Aufstellung des Bebauungsplans G 6 E „SB-
Warenhaus“ der Stadt Lage wird gem. § 2 BauGB be-
schlossen. Die Grenzen des räumlichen Geltungsbereichs 
sind im Planauszug im Maßstab 1:5.000 
(s. Anlage 2a (Anm.: zur Beschlussvorlage)) dargestellt. Es 
soll ein beschleunigtes Verfahren gem. § 13 a BauGB mit 
frühzeitiger Beteiligung durchgeführt werden. “ 
 
Der vorgenannte Beschluss wird hiermit gemäß 
§§ 2 Abs. 1 und 13 a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 52 Abs. 3 GO 
NRW öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die frühzeitige Beteiligung wird wie folgt durchgeführt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Vorentwurf zum Bebauungsplan mit Erläuterungen 
(Begründung) liegt in der Zeit vom  
 

28. Mai 2013 bis einschl. 21. Juni 2013 
 
während der Dienststunden beim Fachteam Planen der 
Stadt Lage, Rathaus III, Lange Straße 62, 
2. Obergeschoss, Zimmer 204, zur Einsichtnahme bereit. 
Zusätzlich kann der Vorentwurf im Internet unter 
http://www2.lage.de/Bauen-und-Wirtschaft/Entwickeln-und-
Planen/Stadtplanung/Öffentlichkeitsbeteiligung eingesehen 
werden 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem in dieser 
Bekanntmachung abgedruckten Übersichtsplan ersichtlich. 
Der räumliche Geltungsbereich ist in dem Übersichtsplan 
mit einer schwarzen unterbrochenen Linie eingegrenzt. Für 
die genaue Umgrenzung ist die in den ausliegenden Plan-
unterlagen vorgenommene Grenzeintragung verbindlich.  
 
Während dieser Zeit hat gemäß § 3 Abs. 1 BauGB jeder 
die Möglichkeit, sich über die allgemeinen Ziele und Zwe-
cke der Bebauungsplanaufstellung und die wesentlichen 
Auswirkungen zu informieren. Stellungnahmen können 
schriftlich eingereicht oder mündlich zur Niederschrift ab-
gegeben werden. Informationsmaterial wird den Interes-
sierten zur Verfügung gestellt.  
 
Nach § 13 a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BauGB wird hiermit be-
kannt gemacht, dass der Bebauungsplan im beschleunig-
ten Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB geändert werden soll.  
 
Lage, 14. Mai 2013 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 27.05.2013 
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232 3. Änderung des Bebauungsplanes B 20 der 

Stadt Lage im Bereich südlich des Bahnhofes 
im beschleunigten Verfahren gem. § 13 a 
BauGB 
hier: a) Aufhebung des Aufstellungsbeschlus-

ses vom 24.02.2011 
b) Aufstellungsbeschluss 
c) Öffentliche Auslegung 

 
Räumlicher Geltungsbereich: siehe Planausschnitt 
 
Gemäß § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) hat der 
Rat der Stadt Lage in seiner Sitzung am 14.02.2013 die 
Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses vom 24.02.2011 
zur 3. Änderung des Bebauungsplanes B 20, sowie in sei-
ner Sitzung am 07.05.2013 die Neufassung des Aufstel-
lungsbeschlusses der 3. Änderung des Bebauungsplans 
B 20 der Stadt Lage im Bereich südlich des Bahnhofes als 
beschleunigtes Verfahren gem. § 13 a BauGB und die 
Durchführung des erforderlichen Beteiligungsverfahrens 
beschlossen.  
 
Der Beschluss vom 14.02.2013 hat folgenden Wortlaut: 
 
a) „Die Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses zur 

3. Änderung des Bebauungsplanes B20 der Stadt La-
ge vom 24.02.2011 wird beschlossen.“ 

 
Die Beschlüsse vom 07.05.2013 haben folgenden Wortlaut: 
 
b)  „Die Aufstellung der 3. Änderung des Bebauungspla-

nes B 20 der Stadt Lage wird gem. § 2 Abs.1 BauGB 
beschlossen. Die Grenzen des räumlichen Geltungs-
bereiches sind im Planauszug im Maßstab 1:5000 
dargestellt. Es soll ein beschleunigtes Verfahren gem. 
§ 13 a BauGB durchgeführt werden.“  

 
c)  „Die Verwaltung wird beauftragt, das Beteiligungsver-

fahren gem. § 3 Abs. 2 BauGB auf Grundlage der vor-
gestellten Planinhalte durchzuführen. Die Beteiligung 
der berührten Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB erfolgt parallel.“  

 
Lage und Umfang des Änderungsgebietes sind aus dem in 
dieser Bekanntmachung abgedruckten Übersichtsplan er-
sichtlich. Der räumliche Geltungsbereich ist in dem Über-
sichtsplan mit einer schwarzen unterbrochenen Linie ein-
gegrenzt. Für die genaue Umgrenzung ist die in den aus-
liegenden Planunterlagen vorgenommene Grenzeintragung 
verbindlich. 
 
Die vorgenannten Beschlüsse werden hiermit gemäß 
§§ 2 Abs. 1 und 13 a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 52 Abs.3 GO 
NRW öffentlich bekannt gemacht. 
 
Nach § 13 a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BauGB wird hiermit be-
kannt gemacht, dass der Bebauungsplan im beschleunig-
ten Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB geändert werden soll.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 
BauGB wird hiermit bekannt gemacht, dass die öffentliche 
Auslegung in der Zeit vom  
 

5.Juni 2013 bis einschließlich 5. Juli 2013 
 
während der Dienststunden im Fachteam Planen der Stadt 
Lage, Rathaus III, 32791 Lage, Lange Straße 67, 2. Ober-
geschoss, Zimmer 204 stattfindet. Zusätzlich kann der Be-
bauungsplanentwurf im Internet unter 
http://www2.lage.de/Bauen-und-Wirtschaft/Entwickeln-und-
Planen/Stadtplanung/Öffentlichkeitsbeteiligung eingesehen 
werden.  
 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen zu 
dem Entwurf schriftlich oder zur Niederschrift bei der vor-
genannten Auslegungsstelle abgegeben werden. Nicht 
fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der 
Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt 
bleiben.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 47 Abs. 2 a der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ein Antrag auf Nor-
menkontrolle unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende 
Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rah-
men der öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet gel-
tend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Lage, 8. Mai 2013 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 27.05.2013 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
233 2. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der 

Alten Hansestadt Lemgo 
 
Der Rat der Alten Hansestadt Lemgo hat aufgrund des 
§ 7 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. § 41 Abs. 1 S. 2 Buchst. f der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV NRW, S. 666 ff.), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 18. September 2012 
(GV. NRW. S. 436), am 15.04.2013 mit Mehrheit der ge-
setzlichen Anzahl der Ratsmitglieder die folgende 
2. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Alten Han-
sestadt Lemgo vom 26.10.2010 beschlossen: 
 
(Hinweis: 1. Änderungssatzung am 19.12.2011, 2. Ände-
rungssatzung am 15.04.2013) 
 
Artikel I 
 
§ 15 wird wie folgt geändert: 

 
1. Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

 
Dies gilt unabhängig vom Eintritt eines Vertretungsfal-
les auch für die Teilnahme an Fraktionssitzungen als 
stellvertretendes Ausschussmitglied, soweit dies im 
Rahmen ihrer/ seiner Mandatsausübung erforderlich 
ist. 
 

2. Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

Rats- und Ausschussmitglieder haben Anspruch auf 
Ersatz des Verdienstausfalles gem. §§ 44 und 45 GO 
NRW. 
 

3. Abs. 4 Buchst. d wird wie folgt gefasst: 
 

Personen, die 
1. einen Haushalt mit 

a. mindestens zwei Personen, von denen min-
destens eine ein Kind unter 14 Jahren oder 
eine anerkannt pflegebedürftige Person nach 
§ 14 SGB XI ist, oder 

b. mindestens drei Personen führen und 
2. nicht oder weniger als 20 Stunden je Woche er-

werbstätig sind, erhalten für die mandatsbedingte 
Abwesenheit vom Haushalt den Regelstunden-
satz. Statt des Regelstundensatzes werden auf 
Antrag die notwendigen Kosten für eine Vertre-
tung im Haushalt ersetzt. 

 
Artikel II 
 
Diese Änderung der Hauptsatzung der Alten Hansestadt 
Lemgo tritt rückwirkend am Tage des Inkrafttretens des 
Gesetzes zur Stärkung des kommunalen Ehrenamtes und 
zur Änderung weiterer kommunalverfassungsrechtlicher 
Vorschriften, also zum 29.09.2012, in Kraft. 
 

Kr.Bl.Lippe 27.05.2013 
 
 
 
 
 

 
234 Die 2. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung 

vom 15.04.2013 
 
Die 2. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung vom 
15.04.2013 
 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der derzeitig gültigen 
Fassung beim Zustandekommen dieser Satzung (ortsrecht-
lichen Bestimmung) nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss (Rats-

beschluss) vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Alten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, den 6. Mai 2013 
 
 
(Dr. Austermann) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 27.05.2013 
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235 Bauleitplanung der Stadt Lemgo 

hier: Genehmigung und Wirksamwerden der 
30. Änderung des Flächennutzungsplanes 
„Kompostwerk“ 

 
Die vom Rat der Alten Hansestadt Lemgo am 18.02.2013 
beschlossene 30. Änderung des Flächennutzungsplanes 
ist der Bezirksregierung in Detmold am 18.03.2013 gem. 
§ 6 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der 
zurzeit geltenden Fassung zur Genehmigung vorgelegt 
worden. Die Bezirksregierung in Detmold hat mit Verfügung 
vom 06.05.2013, AZ.: 35.21.10-511/L.159, die 30. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes der Stadt Lemgo gemäß 
§ 6 Abs. 1 BauGB genehmigt. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Gem. §  6  Abs. 5 BauGB wird die Erteilung der Genehmi-
gung hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die 30. Änderung 
des Flächennutzungsplanes der Stadt Lemgo wirksam. 
 
Die 30. Änderung des Flächennutzungsplanes betrifft meh-
rere Teilflächen im Stadtgebiet.  
Erstens betrifft sie eine Teilfläche südlich des bestehenden 
Kompostwerkes „Maibolte“, der Abfallbeseitigungs-GmbH 
Lippe (ABG), in einer Größe von insgesamt rd. 1,5 ha, wo-
bei ca. 6.650 m² auf die Darstellung des vorhandenen 
Wertstoffhofes und ca. 8.770 m² auf die Darstellung der 
Erweiterungsfläche für eine Holzhackschnitzelproduktion / 
regenerative Energieerzeugung aus Biomasse entfallen. 
Weiterhin betrifft die Änderung eine Teilfläche von ca. 1,82 
ha in der Gemarkung Lemgo, Flur 15, Flurstück 238. Es 
handelt sich dabei um eine Teilfläche des „Waldfriedhofes 
Lüningheide“, im Eigentum der Stadt Lemgo. 
Dritte Teilfläche der Änderung liegt in der Gemarkung 
Lemgo, Flur 53, Flurstück 232 und umfasst zwei Flächen 
mit jeweils mit 0,77 ha (Ausgleichsfläche Kompostwerk 
Maibolte) 
und eine anschließende Fläche von 1,53 ha (Ausgleichs-
fläche Schießstand Lüerdissen). 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem in dieser 
Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug ersichtlich. 
Für die genaue Umgrenzung ist die in der Flächennut-
zungsplanänderungsunterlage vorgenommene Grenzein-
tragung verbindlich. 
 
Die 30. Flächennutzungsplanänderung wird mit der Be-
gründung und der zusammenfassenden Erklärung bei der 
Alten Hansestadt Lemgo, Abteilung Stadtplanung, Heustr. 
36 - 38, Lemgo, während der allgemeinen Dienststunden 
auf Dauer zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den 
Inhalt der 30. Flächennutzungsplanänderung, einschließ-
lich der Begründung und der zusammenfassenden Erklä-
rung, wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Hinweise: 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 Abs. 1 
BauGB  

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beacht-
liche Verletzung der dort bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 be-
achtliche Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächen-
nutzungsplans und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs 

unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jah-
res seit Bekanntmachung der 30. Änderung des Flächen-
nutzungsplans schriftlich gegenüber der Stadt Lemgo unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind.  
 
Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV NW S. 666) beim Zustandekommen die-
ser Flächennutzungsplanänderung kann gemäß § 7 Abs. 6 
GO NW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Flächennutzungsplanänderung ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss (Feststel-
lungsbeschluss) vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lemgo vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, den 08.05.2013 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 27.05.2013 
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Abfallwirtschaftsverband Lippe 
 
236 I. Haushaltssatzung des Abfallwirtschaftsver-

bandes Lippe für das Haushaltsjahr 2013 
 
Aufgrund der §§ 18 – 19a des Gesetzes über die kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der zur Zeit gültigen 
Fassung, in Verbindung mit §§ 75 ff. der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zur 
Zeit gültigen Fassung und der Verbandssatzung für den 
Abfallwirtschaftsverband Lippe in der derzeit gültigen Fas-
sung, hat die Verbandsversammlung des Abfallwirtschafts-
verbandes Lippe am 30.11.2012 folgende Haushaltssat-
zung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2013 stellt die vo-
raussichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Auf-
wendungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu leis-
tenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungser-
mächtigungen, die für die Erfüllung der Aufgaben des Ab-
fallwirtschaftsverbandes Lippe relevant sind, dar. Er wird  
 
 im Ergebnisplan mit 
 Gesamtbetrag der Erträge auf 18.177.500 EUR 
 Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 18.177.500 EUR 
 
 im Finanzplan mit 
 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender 
 Verwaltungstätigkeit auf 18.087.000 EUR 
 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender 
 Verwaltungstätigkeit auf 18.163.000 EUR 
 
 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der 
 Investitionstätigkeit und der 
 Finanzierungstätigkeit auf 0 EUR 
 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der 
 Investitionstätigkeit und der  
 Finanzierungstätigkeit auf 1.000 EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Die Verringerung der Ausgleichsrücklage bzw. eine Verrin-
gerung der allgemeinen Rücklage zum Ausgleich des Er-
gebnisplans wird nicht festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung 
in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
 500.000  EUR 
festgesetzt. 
 
 
 

 
§ 6 

Regelungen zur Umlagenfestsetzung des Verbandes 
 
1. Die Umlage nach § 16 Abs 3. Buchstabe a der Ver-

bandssatzung in der derzeit gültigen Fassung ergibt 
sich 
a) für die bei den Entsorgungsanlagen angeliefer-

ten Rest- und Bioabfallmengen auf Grundlage 
der Gebührensatzung des Kreises Lippe vom 
25.09.2006 in der derzeit gültigen Fassung für 
Restabfall in Höhe von 158,87 € / Mg (brutto) 
und für Bioabfall in Höhe von 103,36 € / Mg 
(brutto) (Ergebniskonto 4182000). 

b) für die Inanspruchnahme der Leistung für die 
Papierentsorgung in Höhe von 95,95 €/Mg ein-
gesammelter Menge (brutto) (Ergebniskonto 
4182400). 

 
2. Die Umlage nach § 16 Abs. 3 Buchstabe b der Ver-

bandssatzung ergibt sich nach Inanspruchnahme von 
Leistungen aus dem als Anlage 1 beigefügten Leis-
tungsverzeichnis für Sammlung und Transport (Er-
gebniskonto 4182100) 

 
3. Die Umlage nach 16 Abs. 3  Buchstabe c der Ver-

bandssatzung sich 
a) aufgrund des Leistungsvertrages mit der Ar-

beitsgemeinschaft Arbeit gGmbH (AGA) für 
Sperrmüll in Höhe von 4,91 €/EW brutto pro Jahr 

b) nach der Inanspruchnahme der Leistung für die 
Schadstoffentsorgung in Höhe von  
I. 1,09 €/EW (brutto) pro Jahr bei 2 Samm-

lungen pro Jahr bzw.  
II. 1,14 €/EW pro Jahr bei 4 Sammlungen pro 

Jahr  
Die Festsetzung des veranschlagten Betrages erfolgt im 
Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 zusammenge-
fasst unter dem Ergebniskonto 4182200) 
 

§ 7 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage 
beruhen, sind im Sinne des § 83 Abs. 2 GO NRW erheb-
lich, wenn sie im Einzelfall mehr als 500.000 € betragen. 
 

§ 8 
 
Es werden alle Aufwendungsermächtigungen des Teiler-
gebnisplanes, mit Ausnahme der Abschreibungen, und alle 
Auszahlungsermächtigungen des Teilfinanzplanes jeweils 
für gegenseitig deckungsfähig erklärt. 
 
Detmold, den 13.11.2012 
 
aufgestellt 
gez. Lockstedt 
 
bestätigt 
gez. Heuwinkel 
Verbandsvorsteher 
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II. Bekanntmachung der Haushaltssatzung für das 

Haushaltsjahr 2013 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für 
das Haushaltsjahr 2013 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß 
§ 18 Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale Gemein-
schaftsarbeit (GkG) i.V.m. § 80 Abs. 5 Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) der Bezirks-
regierung in Detmold mit Schreiben vom 19.03.2013 ange-
zeigt worden. Das Anzeigeverfahren wurde inzwischen ab-
geschlossen. 
 
Hinweis : 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige fehlt,  
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,  
 
c) der Verbandsvorsteher hat den ordnungsgemäßen Be-
schluss der Verbandsversammlung des Abfallwirtschafts-
verbandes vorher beanstandet oder  
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Abfallwirtschaftsverband vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 
 
Detmold, den 15.05.2013 
 
 
Heuwinkel 
(Verbandsvorsteher) 

Kr.Bl.Lippe 27.05.2013 
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Schulverband Barntrup-Dörentrup 
 
237 Haushaltssatzung für den Schulverband Barn-

trup-Dörentrup für das Haushaltsjahr 2013 
 
Aufgrund der §§ 78 ff der Gemeindeordnung für des Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666), in der z. Zt. gültigen 
Fassung in Verbindung mit § 18 Abs. 1 des Gesetzes über 
kommunale Gemeinschaftsarbeit in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 01.10.1979 (GV NW S. 621), in der z. 
Zt. gültigen Fassung, hat die Schulverbandsversammlung 
des Schulverbandes Barntrup-Dörentrup am 09.04.2013 
folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2013 er-
lassen:  
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2013, der für die 
Erfüllung der Aufgaben des Schulver-bandes Barntrup-
Dörentrup voraussichtlich anfallenden Erträge und entste-
henden Aufwendungen sowie eingehende Einzahlungen 
und zu leistende Auszahlungen und notwendigen Verpflich-
tungsermächtigungen enthält, wird  
 
Im Ergebnisplan mit 
 
Gesamtbetrag der Erträge auf 619.300,00 EUR 
Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 619.300,00 EUR 
 
Im Finanzplan mit 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen 557.550,00 EUR 
aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 
Gesamtbetrag der Auszahlungen 527.300,00 EUR 
aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätig-
keit 
und der Finanzierungstätigkeit auf 0,00 EUR 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätig-
keit 
und der Finanzierungstätigkeit auf 30.250,00 EUR 
 
festgesetzt.  
 

§ 2 
 
Kredite werden nicht in Anspruch genommen. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.  
 

§ 4 
 
Eine Inanspruchnahme des Eigenkapitals erfolgt nicht. 
 

§ 5 
 
Kredite zur Liquiditätssicherung werden nicht in Anspruch 
genommen. 
 
 
 
 
 

 
§ 6 

 
Der Schulverbandsbeitrag beträgt entsprechend der Be-
rechnung in der Ergebnisplanung für die  
Verbandsmitglieder 
 Stadt Barntrup 189.545,48 EUR 
 Gemeinde Dörentrup 122.179,52 EUR 
  311.725,00 EUR 
 
Nach der Berechnung in der Finanzplanung beträgt der 
Schulverbandsbeitrag für die Verbands-mitglieder 
 Stadt Barntrup 190.731,19 EUR 
 Gemeinde Dörentrup 122.943,81 EUR 
  313.675,00 EUR  
 

§ 7 
 
1. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Aus-

zahlungen, die auf gesetzlicher oder vertrag-licher 
Grundlage beruhen, sind erheblich im Sinne des 
§ 83 GO NW, wenn sie im Einzelfall mehr als 
10.000,00 EUR betragen. Alle übrigen über- und au-
ßerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen 
sind erheblich, wenn sie im Einzelfall den Betrag von 
5.000,00 EUR überschreiten. Die erheblichen Aufwen-
dungen und Auszahlungen bedürfen der vorherigen Zu-
stimmung der Schulverbandsversammlung, im Übrigen 
sind sie der Schulverbandsversammlung zur Kenntnis 
zu bringen.  

 
2. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Aus-

zahlungen gelten nach § 83 GO NW als geringfügig, 
wenn sie im Einzelfall einen Betrag von 2.000,00 EUR 
nicht übersteigen. Die Zustimmung bzw. Kenntnisnah-
me durch die Schulverbandsversammlung findet inso-
weit keine Anwendung.  

 
§ 8 

 
Alle Aufwendungen und Auszahlungen werden gem. 
§ 22 GemHVO für übertragbar erklärt. 
 
Barntrup, den 09.04.2013 
 
stellvertretende Ausschussvorsitzende 
Höft 
 
Schulverbandsvorsteher 
Dahle 
 
Schriftführerin 
Caminneci 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2013 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die nach § 19 Abs. 2 des Gesetzes über kommunale Ge-
meinschaftsarbeit (GkG) in der z.Zt. geltenden Fassung 
festgesetzte Umlage ist vom Landrat als untere staatliche 
Verwaltungsbehörde in Detmold mit Verfügung vom 
10.05.2013 genehmigt worden. 
 

Hinweis: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666) 
beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden, 
c) der Schulverbandsvorsteher hat den Satzungsbe-

schluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber 

dem Schulverband vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift, und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Barntrup, den 09.04.2013 
 
 
Höft 
stellvertretende 
Ausschussvorsitzende 
der Schulverbandsversammlung 
 
 
Dahle 
Schulverbandsvorsteher 

Kr.Bl.Lippe 27.05.2013 
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Sparkasse Paderborn-Detmold 
 
238 Kraftloserklärung von in Verlust geratenen 

Sparkassenbüchern 
 
Da sich aufgrund unserer Aufgebote vom 28. Januar 2013  
bis zum Aufgebotstermin niemand gemeldet hat, werden 
die in Verlust geratenen Sparkassenbücher Nr.  
 

342.347.861 342.237.005 
 
unserer Sparkasse, gemäß §16 Abs. 2 Ziffer 6 der Verord-
nung über den Betrieb und die Geschäfte der Sparkassen 
(SpkVO) NW vom 15. Dezember 1995 hiermit für kraftlos 
erklärt. 
 
Detmold, den 10. Mai 2013 
 
 
Sparkasse Paderborn-Detmold 
Der Vorstand 

Kr.Bl.Lippe 27.05.2013 
 
 
 
239 Sitzung der Verbandsversammlung des Spar-

kassenzweckverbandes der Kreise Lippe und 
Paderborn und der Städte Barntrup, Detmold, 
Horn-Bad Meinberg, Lage, Marsberg und Pa-
derborn 

 
Die Sitzung der Verbandsversammlung des Sparkassen-
zweckverbandes der Kreise Lippe und Paderborn und der 
Städte Barntrup, Detmold, Horn-Bad Meinberg, Lage, 
Marsberg und Paderborn  findet statt am 
 

Mittwoch, 29. Mai 2013, 17:00 Uhr 
Tagungsort: Hauptstelle Paderborn der Sparkasse Pa-

derborn-Detmold, 
Hathumarstraße 15-19, 33098 Paderborn 

 
Tagesordnung 

 
1. Eröffnung der Verbandsversammlung und Bekannt-

gabe von Mitteilungen 
 
2. Kenntnisnahme des Protokolls der Sitzung der Ver-

bandsversammlung vom 12. Dezember 2012 
 
3. Berichterstattung zur Geschäftsentwicklung der Spar-

kasse Paderborn-Detmold im Geschäftsjahr 2012 so-
wie Perspektiven für das Geschäftsjahr 2013  

 
4. Beschlussfassung über die Verwendung des Jahres-

überschusses des Geschäftsjahres 2012 der Spar-
kasse Paderborn-Detmold gem. § 8 (2) g SpkG NW i. 
V. m. § 25 SpkG NW 

 
5. Beschlussfassung über die Entlastung der Organe 

der Sparkasse Paderborn-Detmold für das Geschäfts-
jahr 2012 gem. § 8 (2) f SpkG NW 

 
6. Gemeinsamer Bericht von Vorstand und Verwaltungs-

rat über die Einhaltung des 
„Corporate Governance Kodex für Sparkassen in 
Nordrhein-Westfalen“ 

 

 
7. Sachstandsbericht zur Sparkassenfusion 

 
8. Verschiedenes 

 
Paderborn, den 13. Mai 2013 
 
 
gez.  
Manfred Müller 
Vorsitzender  
der Verbandsversammlung 

Kr.Bl.Lippe 27.05.2013 
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Einzelpreis dieser Nummer 0,72 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 16. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


